
Stadt  Bergneustadt 
 

Bergneustadt, 10.08.2021 
 
 
An die 
 
Mitglieder des 
 
Ausschusses für Umwelt und Zukunftsfragen  
 
 
Nachrichtlich 
 
 
an die übrigen Stadtverordneten 
 
zur Kenntnis 
 
 
 

E I N L A D U N G 
 
zur 4. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Zukunftsfragen 

Tag und Stunde: 18.08.2021, 18:00 Uhr 

Sitzungsort: Begegnungsstätte Krawinkel-Saal, Kölner Str. 260 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
anhand der folgenden Tagesordnungspunkte bitte ich zu prüfen, ob bei Ihnen zu einzelnen 
Punkten der Tagesordnung Ausschließungsgründe nach  § 31 der Gemeindeordnung vorliegen. 
 
In öffentlicher Sitzung können befangene Ausschussmitglieder unter den Zuhörern Platz nehmen, 
während in nichtöffentlicher Sitzung der Raum vor Behandlung des Punktes verlassen werden 
muss. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Heike Schmid 
Vorsitzende 

  

Im Krawinkel-Saal besteht während  
der gesamten Sitzung Maskenpflicht. 



- 2 - 

 

Tagesordnung: 
 

der 4. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Zukunftsfragen 
der Stadt Bergneustadt 

am 18.08.2021 
 

TOP Beschluss- 
Vorl.-Nr. 

Bezeichnung des Tagesordnungspunktes 

 
Öffentliche Sitzung 

1.   Verpflichtung der sachkundigen Bürger 
 

2.   Schriftführung 
 

3. 0080/2021 Antrag der FDP-Fraktion betr. Prüfung weiterer Stromtankstellen 
für E-Autos vom 11.04.2021 
hier: Vorstellung Ladeinfrastrukturkonzept durch Herrn Fabian 
Mauksch, AggerEnergie 
 

4.  Photovoltaik-Anlagen auf städtischen Gebäuden 
hier: Vorstellung des Themas "Solaranlagen" durch Herrn Peter 
Woggon, AggerEnergie 
 

5.   Friedenseiche Schmittenloch 
 

6. 0146/2021 Abwasserbeseitigung  
hier: Gebührenbedarfsberechnung 2022  
23. Nachtrag zur Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt 
Bergneustadt vom 10.12.1999 
 

7. 0125/2021 Antrag der CDU-Fraktion betr. Fuß- und Radweg entlang der L 173 
von Pernze bis zum Wanderparkplatz Höh vom 09.06.2021 
 

8.   Mitteilungen 
 

8.1.   Projektgruppe Fahrrad - Bericht Sitzung vom 25.06.2021 
 

9.   Anfragen, Anregungen und Hinweise 
 

Nichtöffentliche Sitzung 

10.   Mitteilungen 
 

11.   Anfragen, Anregungen und Hinweise 
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Auszug aus der Niederschrift der 3. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 

Zukunftsfragen vom 02.06.2021 
 

 

4 Antrag der FDP-Fraktion betr. Prüfung weiterer Stromtankstellen für E-Autos 

vom 11.04.2021 

0080/2021 

  

Stv. Hoene erläutert den Antrag und weist darauf hin, dass die Firma BPW aus 

Wiehl kürzlich drei neue Ladesäulen für Elektroautos installiert habe. Es sei 

sinnvoll, das Interesse lokaler Unternehmen für die Errichtung dieser Ladesäulen 

abzufragen.   

 

BM Thul weist darauf hin, dass es derzeit drei Ladesäulen in Bergneustadt gebe. 

Außerdem werde bei neuen größeren Bauvorhaben immer nachgefragt, ob die 

Möglichkeit der Errichtung von E-Ladesäulen bestehe. Wie bereits in der letzten 

Ratssitzung erläutert, sei bereits ein Ladeinfrastrukturkonzept ausgearbeitet. 

Speziell für Bergneustadt könne Herr Mauksch von der AggerEnergie dieses 

Konzept vorstellen. Herr Mauksch soll zur nächsten Sitzung des Ausschusses für 

Umwelt und Zukunftsfragen eingeladen werden.  

 

In einer sich anschließenden Diskussion wird die Wichtigkeit von regenerativen 

Energiequellen betont.  

 

Die Vorsitzende Schmid teilt mit, dass sich der Ausschuss in seiner nächsten 

Sitzung erneut mit diesem Thema beschäftigen werde. Durch die Vorstellung des 

Konzepts von Herrn Mauksch könne man die Bedarfe und Handlungsfelder besser 

erkennen.  
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Stadt  Bergneustadt 
Der Bürgermeister 

 

 

 Bergneustadt, 25.02.2021 

 
Federführender Fachbereich / Aktenzeichen  Beschlussvorlage Nr. 0048/2020 

FB 4/   öffentlich 

 

 

�Beratungsfolge �Sitzungstermin �Zuständigkeit 

Ausschuss für Umwelt und Zukunftsfragen 17.03.2021 Vorberatung 

 

 

Beratungsvorlage 
 

 
 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.02.2020 zur Errichtung einer 

Photovoltaikanlage auf dem Dach des Rathauses. 

 

 

Die Eignung des Rathausdaches für die Bestückung mit Photovoltaik (PV) wurde untersucht. Die 

Eignung besteht nur eingeschränkt. Die Verwaltung hat den Antrag zum Anlass genommen, 

auch andere städtische Gebäude auf ihre PV-Anlagen-Tauglichkeit zu untersuchen. Aufgrund 

der entstandenen Prioritätenliste kann die Verwaltung vorschlagen, in welcher Reihenfolge 

Gebäude mit PV-Anlagen ausgerüstet werden sollten. 

 

 

 

gez. 

Matthias Thul 

Bürgermeister 
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Erläuterungen: 

 
 

Aufgrund des Antrags der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen über die Errichtung einer 

Photovoltaikanlage auf dem Rathausdach wurde der Dachstuhl auf eine Durchführbarkeit zum 

Aufbringen einer solchen Anlage untersucht. Nach ersten Einschätzungen ist der Dachstuhl in 

seinen Sparrendimensionen zur Aufnahme einer Photovoltaikanlage statisch in der Lage. Es 

könnte die halbe Dachfläche des Gebäudes mit einer PV-Anlage belegt werden. Dies entspricht 

einer Fläche von ca. 270 m². 

Bei dem Rathausgebäude handelt es sich jedoch um ein Denkmal. Durch die Aufbringung einer 

PV-Anlage auf das Dach werden Denkmalschutzbelange beeinträchtigt. Aufgrund der 

Zielbedeutung des Klimaschutzes ist die Aufbringung einer PV – Anlage auf ein Denkmal jedoch 

inzwischen nicht mehr ausgeschlossen.  

Des Weiteren bedarf das Vorhaben, eine PV – Anlage auf das Rathausdachhälfte zu installieren, 

einen Beschluss durch den Beirat der Eigentümergemeinschaft Krawinkel 1. 

Möglicherweise gibt es aber geeignetere städtische Dachflächen. Daher wurden weitere 

städtische Gebäude auf ihre Eignung zum Errichten von PV- Anlagen überprüft. 

 

Insgesamt wurden 12 weitere Gebäude begutachtet. Kriterien der Begutachtung war die 

Dachflächenausrichtung, die Größe der Dachfläche, die Größe der möglichen PV Fläche. 

Auf der Basis dieser gesammelten Daten wurde eine Ertragsberechnung in Kilowatt Peak (KWp) 

erstellt. Im weiteren Arbeitsschritt wurde eine Prioritätenliste erstellt, die die Gebäude in 

Kategorien der Durchführbarkeit einteilt. Hierbei wurden die Baubeschaffenheit, die 

Ertragsfläche und die Aufbausituation bewertet und entsprechend eingestuft. 

   

In der EEG-Novelle (Erneuerbare-Energien-Gesetz) aus 2011 war zunächst beschlossen worden, 

dass beim Erreichen der 52 Gigawatt Marke aus PV-Anlagen bis 750 KWp die 

Einspeisevergütung für Kleinanlagen erlischt. Dies wurde im § 49 Absatz 5 beschrieben. Nach 

Einschätzung der Bundesnetzagentur sollte diese Marke Mitte des dritten Quartals 2020 

erreicht sein.    

 

Aufgrund einer Einigung in der schwarz-roten Koalition vom 18.05.2020 über den Abstand von 

Windkraftanlagen zur Wohnbebauung ist der Schwellenwert von 52 Gigawatt aufgehoben 

worden und der § 49 Absatz 5 aus der EEG-Novelle gestrichen worden. Somit werden auch in 

Zukunft weiter PV Anlagen über eine Einspeisevergütung gefördert (weitere 

Fördermöglichkeiten müssten zum Zeitpunkt der Maßnahmenplanung geprüft werden).  

Ab dem 01.01.2021 gelten folgende Einspeisevergütungen für PV-Strom: 

 

Inbetriebnahme der 

PV - Anlage 

Dachanlagen bis 10 

KWp (Ct/KWh) 

Dachanlagen bis 40 

KWp (Ct/KWh) 

Dachanlagen bis 100 

KWp (Ct/KWh) 

ab dem 01.01.2021 8,16 7,93 6,22 

  

 

Aufgrund der untersuchten Gebäude kommt die Verwaltung zu dem Ergebnis, das sich der 

Standort „Kindergarten Löhstraße“ am besten eignet, kurzfristig eine PV Anlage zu errichten. 
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Diese Anlage würde dann folgende Zahlen erreichen können: 

 

Herstellungskosten KWp der 

Anlage 

KWh Ertrag 

pro Jahr 

(mit 910 KWh 

je KWp) 

Einspeisevergütung 

(mit 0,0622 € je 

KWh) 

Co² Ersparnis / 

Jahr 

(mit 0,401 KG / 

KWh) 

93.280,00€ 63,6 57.876 3.599,89 € 23.208,28 KG 

 

Eine grobe Wirtschaftlichkeitsberechnung ist durch die Kämmerei erstellt worden und als 

Anlage beigefügt. 

 

Aus Sicht der Verwaltung sollte darüber beraten werden, welche Gebäude für das Errichten von 

PV – Anlagen mittelfristig betrachtet und geprüft werden sollten.  

Aus der Übersicht der Prioritätenliste ist ein Vorschlag seitens der Verwaltung beigefügt. 
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Finanzielle Auswirkungen des Beschlusses: 

 ja  nein  noch nicht zu übersehen 

Kosten       € Haushaltsjahr       

Produkt/Kostenstelle/Investition 

      

Sachkonto 

      

Vorgesehen im         Ergebnisplan  Finanzplan 

 Mittel stehen zur Verfügung  Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 Folgekosten pro Jahr       €  noch nicht zu übersehen 

Erläuterungen:       

      

      

 

Nachhaltigkeit/Auswirkungen des Beschlusses hinsichtlich demographischer Aspekte 

 ja  nein  noch nicht zu überschauen 

Erläuterungen:       

      

      

 

 

 

Mitzeichnungen 

 

      

X      

 Allgemeiner Vertreter Datum  Fachbereich 2 Datum 

      

X      

 Stadtkämmerer  Datum  Fachbereich 3 Datum 

      

   X   

 Fachbereich 1 Datum  Fachbereich 4 Datum 

 



 

Auszug aus der Niederschrift der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 

Zukunftsfragen vom 17.03.2021 
 

 

4. Photovoltaik-Anlagen auf städtischen Gebäuden 

0048/2020 

  

Herr Binner teilt mit, dass Herr Haase eine Bestandsaufnahme durchgeführt habe. 

Hierzu wird auf die Beratungsvorlage 0048/2021 sowie die dazugehörigen 

Erläuterungen verwiesen. Herr Haase erläutert auf Nachfrage, dass die 

Hausverwaltung der Eigentümergemeinschaft des Gebäuderiegels, in dem auch 

das Rathaus untergebracht ist, die Zustimmung zu einer Photovoltaik-Anlage auf 

dem Dach wohl eher verneinen würde, konkret in den Beirat eingebracht worden 

sei dies aber noch nicht. Ebenso seien mögliche Speichermöglichkeiten noch nicht 

in der derzeitigen Berechnung berücksichtigt.  

 

Herr Binner erklärt, dass diese Thematik und die Berechnungen noch einmal 

überarbeitet werden müssten. Hierbei könnte auch die Zusammenarbeit mit 

möglichen Kooperationspartnern oder die Vermietung städtischer Dachflächen an 

Industrie und Gewerbe überprüft werden.   

 

Diese Überarbeitung für den Ausschuss soll bis zur nächsten Sitzung im Sommer 

erfolgen. Exemplarisch soll dies an Mustergebäuden dargestellt werden. 

Außerdem soll hierzu Herr Woggon von der AggerEnergie eingeladen werden.  
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Stadt  Bergneustadt 
Der Bürgermeister 

 

 
 Bergneustadt, 29.07.2021 
 
Federführender Fachbereich / Aktenzeichen  Beschlussvorlage Nr. 0146/2021 

FB 2/ 60 - 21 - 10  öffentlich 

 
 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 

Arbeitsgruppe Gebühren, Satzungen, BBH 17.08.2021 Vorberatung 

Ausschuss für Umwelt und Zukunftsfragen 18.08.2021 Vorberatung 

Haupt- und Finanzausschuss 01.09.2021 Vorberatung 

Rat 08.09.2021 Entscheidung 

 
 

Beschlussvorlage 
 
 

Abwasserbeseitigung  
hier: Gebührenbedarfsberechnung 2022  

23. Nachtrag zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur   
Klärschlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 10.12.1999 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Rat beschließt die Gebührenbedarfsberechnung 2022 vom 26.07.2021. 
 

2.  Der Rat beschließt folgende neue Gebührensätze ab 01.01.2022: 
 
Schmutzwassergebühren 
- Vollanschlussgebühr 4,18 Euro/m³ 
- Vollanschlussgebühr für Verbandsmitglieder 2,12 Euro/m³ 
- Kleineinleitergebühr mit Klärschlammabfuhr (normal) 1,72 Euro/m³ 
- Kleineinleitergebühr mit Klärschlammabfuhr (Biogruben) 0,46 Euro/m³ 
 und 90,00 Euro/Abfuhr 
- Gebühr für die Abfuhr abflussloser Gruben 0,94 Euro/m³ 
 und 90,00 Euro/Abfuhr 

Ö  6Ö  6
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Niederschlagswassergebühren 
 
Die Niederschlagswassergebühr wird auf 1,03 € je Quadratmeter anrechenbarer 
abflusswirksamer Fläche festgesetzt. 
 
 

3. Der Rat beschließt den als Anlage beigefügten 23. Nachtrag zur Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt 
Bergneustadt vom 10.12.1999. 

 
 
 
 
 
 

Matthias Thul 
Bürgermeister 
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Erläuterungen: 
 
I. Zur Satzungsänderung  
 
 

1.  Zu Art. 1 Nr. 1, Änderung der Überschrift 
 
Neben Kanalanschlussbeiträgen nach § 8 KAG NRW und den Abwassergebühren als 
Benutzungsgebühren (§ 4 Abs. 2, § 6 KAG NRW) kann ein Kostenersatz nach § 10 KAG 
NRW erhoben werden. Dieser Kostenersatz stellt weder einen Beitrag noch eine Gebühr 
dar und findet seine Rechtsgrundlage in einem separaten Paragraphen des Kommunal-
abgabengesetzes. Die Erhebung eines Kostenersatzes ist durch Satzung zu regeln. 
 
Die hiesige Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur 
Klärschlammsatzung führt in der Überschrift den Kostenersatz selber nicht an. Sie 
beinhaltet aber in ihrem § 14 Regelungen zum Kostenersatz und führt im Vorspann den 
§ 10 KAG NRW als Rechtsgrundlage mit auf. Zur Klarstellung, dass auch der Kostener-
satz in der Satzung mit enthalten ist, wird die Überschrift der bisherigen Satzung um die 
Angabe zum Kostenersatz ergänzt.  
 
 

2. Zu Art. 1 Nr. 4, Änderung von § 20 a Abs. 1 
 
§ 20 a Absatz 1 enthält Bestimmungen zu Ordnungswidrigkeiten. Danach wird pauschal 
festgelegt, dass ein Verstoß gegen die in § 10 Absatz 5 normierten Mitwirkungspflichten 
eine ordnungswidrige Handlung darstellt. Diese kann dann als solche nach den 
Vorschriften im Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) mit einem Bußgeld 
geahndet werden.  
 
Die mögliche Ahndung eines Verstoßes gegen gesetzliche oder in diesem Fall satzungs-
rechtliche Vorschriften soll hier u. a. dazu beitragen, dass vorgenommenen Änderungen 
zeitnah berücksichtigt und aus abgabenrechtlicher Sicht diese aktuell und in korrekter 
Höhe erhoben und festgesetzt werden können und eine Abgabenhinterziehung (be-
kannter ist das Wort Steuerhinterziehung) möglichst zu unterbinden.  
 
Bei einer Verringerung der Fläche ist jedoch eine solche Abgabenhinterziehung wegen 
geringerer Fläche nicht möglich, da der Abgabenpflichtige aufgrund einer unterlassenen 
Mitteilung insofern aus eigenem Versäumnis zu viel bezahlt. Ein solches Verhalten ist 
aus strafrechtlicher Sicht nicht justitiabel und kann daher nicht mit einem Verwarnungs- 
oder Bußgeld nach den Vorschriften des OWiG geahndet werden. Die Bestimmung zur 
Ordnungswidrigkeit wird daher durch diese neue Fassung in der Weise begrenzt, dass 
die unterlassene Mitteilung nur bei einer Flächenreduzierung nicht als 
Ordnungswidrigkeit eingestuft wird und ansonsten die bisherige Regelung unberührt 
bleibt.   
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II. Zur Gebührenberechnung 
 
Gemäß § 6 KAG NRW i. V. m. § 77 GO NRW sind für die Abwasserbeseitigung kostendeckende 
Benutzungsgebühren zu erheben. 

 
Die Kostenentwicklung stellt sich wie folgt dar: 
 

Kostenart   2021 
  Euro 

 2022 
  Euro 

Veränderungen 
             Euro                     in % 

Verwaltungskosten 528.100 528.200 + 100 + 0,02 % 

Unterhaltung und Bewirtschaftung 471.800 476.400 + 4.600 + 0,98 % 

Abschreibung und Zinsen 2.137.200 2.072.200 - 65.000 - 3,04 % 

Umlagen an Abwasserverbände 2.527.600 2.469.400 - 58.200 - 2,30 % 

Abwasserabgabe des Landes 1.100 900 - 200 - 18,18 % 

Entsorgung von Grundstücks- 
Entwässerungseinrichtungen 

 
         2.600 

 
         2.600 

 
- 

 
0 

 
- 

 
0,00 % 

       

Kosten insgesamt 5.670.400 5.551.700 - 118.700 - 2,09 % 

 
Zur Kostenentwicklung und zur Gebührenbedarfsberechnung ist anzumerken: 
 

1. Die Berechnung der Verwaltungskosten basiert zum Großteil auf dem Ist-Ergebnis des 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres (hier Personal- und Versorgungsaufwen-
dungen und Leistungsverrechnung 2020) sowie aus Planansätzen laufender Aufwendun-
gen. Hierbei kommt es regelmäßig zu Abweichungen durch z. B. Bildung oder Auflösung 
von Rückstellungen oder Änderungen in der Zuordnung von Personalanteilen, die jedes 
Jahr den aktuellen Gegebenheiten angepasst werden. 

 
2. Durch einen höheren Ansatz bei den Unterhaltungskosten Entwässerungsanlagen und 

Pumpstationen kommt es zu einer leichten Steigerung der Unterhaltungs- und Bewirt-
schaftungskosten. 

 
3. Durch weiter aktualisierte Wertansätze im Bereich des Kanalnetzes kommt es für 2022 

erneut zu einer Minderung der kalkulatorischen Kosten. Durch die anhaltende Niedrig-
zinsphase wird der kalkulatorische Zinssatz weiter abgesenkt (von 5,42% auf 5,24%), um 
somit der aktuellen Rechtsprechung der Verwaltungsgerichtsbarkeit NRW zu entspre-
chen. 

 
4. Bei der Umlage an Abwasserverbände kommt es durch Fortschreibung der Anschluss-

einheiten und dem Entfall des bisherigen Ansatzes der vom Aggerverband gestundeten 
Gebühr für die Niederschlagswassereinleitungen zu einer Minderung des Umlagebetra-
ges.  
 

5. Bedingt durch die frühzeitige Aufstellung der Gebührenkalkulation für 2022 liegen der-
zeit noch keine Abwassermengen für das Jahr 2021 vor. Aus diesem Grund ist für die 
Kalkulation 2022 die geplante Abwassermenge der einzelnen Abgabearten aus dem 
durchschnittlichen Frischwasserbezug der Vorjahre in Verbindung mit den vorliegenden 
Abrechnungen hochgerechnet worden.  
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6. Überschüsse und Fehlbeträge aus Gebührennachkalkulationen müssen gem. § 6 Abs. 2 

Satz 3 KAG NRW innerhalb von 4 Jahren in eine neue Gebührenkalkulation eingestellt 
werden.  

 
7. In der Gebührenkalkulation für das Jahr 2022 ist der Jahresüberschuss der Gebühren-

nachkalkulation 2019 und 2020 mit einem Betrag von 200.000 € gebührenmindernd 
berücksichtigt.  
Durch den Einsatz dieses Überschussvortrags und dem erneut reduzierten Ansatz von 
Aufwandspositionen kommt es für das Jahr 2022 zu einer durchgängigen Gebühren-
reduzierung im Bereich der Abwasserbeseitigung.  
Zudem steht für die Folgejahre noch ein Rest-Überschuss von 293.455,99 € zur 
Verfügung, der bei einem möglichen Fehlbetrag im folgenden Rechnungsabschluss 2021 
zum Verlustausgleich herangezogen werden kann bzw. der Gebührenstabilisierung in 
den folgenden Gebührenkalkulationen dient.  

 
8. Die Ermittlung der Gebührensätze für das Jahr 2022 erfolgt in diesem Jahr durch den 

derzeit entfallenen „Landeszuschuss Abwassergebührenhilfe“ nur in einem Schritt. 
 

Da durch die mehrfachen Gebührensenkungen der letzten Jahre die Schwelle für den 
aktuell festgesetzten Gebührenmindestsatz (für eine Landesförderung bei außer- 
gewöhnlich hohen Abwassergebühren) unterschritten wird, entfällt derzeit die Berück-
sichtigung der Stadt Bergneustadt bei dieser Landesförderung. Allerdings wird nach 
einem Entwurf des Ministeriums die Berechnungsgrundlage für die Abwassergebühren-
hilfe für die Zukunft geändert. Hierdurch erscheint – zumindest für das Folgejahr – für 
die Stadt Bergneustadt wieder eine Berücksichtigung bei der Förderung möglich. 
Aktuelles über die beabsichtigten Verteilungsgrundlagen und die Gesamtförderhöhe 
liegt noch nicht vor, so dass weitere Angaben noch nicht möglich sind. Der entspre-
chende Antrag wurde bereits gestellt. 
 
8.1  Die Gebührenkalkulation erfolgt wie in den Vorjahren anhand der vorliegenden 

Daten und führt zu einem festzusetzenden Gebührensatz für die einzelnen Abga-
bearten. Dieser Gebührensatz ist das tatsächliche Kalkulationsergebnis des Jahres 
2022, einschließlich des Teil-Überschusses von 200.000 € der Vorjahre. Die Beträ-
ge stellen die in der Satzung festzusetzenden Abwassergebühren für das Jahr 2022 
dar. 

 
8.2  Lediglich in der Anlage 5 a („Übersicht Abwassergebühren in €“ mit Berücksichti-

gung der Landeszuweisung – bis 2019 –) und der Anlage 5 (Übersicht Abwasserge-
bühren in €“ ohne Berücksichtigung der Landeszuweisung) kommt es für die Jahre 
2017 – 2019 noch zu unterschiedlichen Beträgen. Hier ist die bis zum Jahr 2019 
gewährte „Abwassergebührenhilfe des Landes“ berücksichtigt, die die Ge-
bührensätze für die Jahre 2017 – 2019 entsprechend gemindert haben. Ab dem 
Jahr 2020 sind die Vergleichsbeträge der Anlage 5 bzw. 5 a wieder identisch, da ab 
diesem Zeitpunkt die Zuwendung entfällt. Der in der drittletzten Zeile der Tabelle 
2 a aufgeführte Betrag „Gebührenvorschlag 2022 je m² / m³ in €“ stellt den ein-
heitlichen Gebührenvorschlag für das Jahr 2022 dar. 

   
 
 9. Die Gebührenentwicklung ergibt sich aus der beigefügten Übersicht.  
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Mitzeichnungen 

 

      

X      

 Allgemeiner Vertreter Datum  Fachbereich 2 Datum 

      

X      

 Stadtkämmerer  Datum  Fachbereich 3 Datum 

      

   X   

 Fachbereich 1 Datum  Fachbereich 4 Datum 
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23. Nachtrag vom __.__.____ zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 10.12.1999 

 
 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein Westfalen vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 
und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610), in der zurzeit geltenden Fassung und des § 54 des Landeswas-
sergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1955, S. 926 / 
SGV. NRW. 77), in der zurzeit geltenden Fassung sowie des nordrhein-westfälischen Ausführungs-
gesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff. / 
SGV. NRW. 77), in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Bergneustadt in seiner Sitzung 
am __.__.2021 folgenden 23. Nachtrag zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung und zur Klärschlammsatzung vom 10.12.1999 beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
1. In der Überschrift werden nach dem Wort „Gebührensatzung“ die Wörter „und Satzung über 

den Kostenersatz bei Grundstücksanschlüssen“ eingefügt.  
 
 
2. § 9 Absatz 6 erhält folgende Fassung:  
 

„(6) Die Schmutzwassergebühr beträgt 
 

a) für der Kläranlage zugeführte Schmutzwässer, für deren Beseitigung unmit-
telbar Verschmutzerbeiträge an einen Wasserverband gezahlt werden 
(Vollanschlussgebühr für Verbandsmitglieder) 2,12 EUR/cbm 

   
b) für alle übrigen Schmutzwässer, die in eine Anlage nach § 1 Absatz 2 der 

Entwässerungssatzung eingeleitet werden (Vollanschlussgebühr) 4,18 EUR/cbm 
   
c) für Grundstücke von Kleineinleitern nach § 8 Absatz 1 Buchstabe b), auf de-

nen biologische Kleinkläranlagen betrieben werden (Kleineinleitergebühr 
mit Klärschlammabfuhr -Biogruben-) 0,46 EUR/cbm 

  

und je Abfuhr (Entleerung) 90,00 EUR 
   
d) für Grundstücke von Kleineinleitern nach § 8 Absatz 1 Buchstabe b), auf de-

nen sonstige Kleinkläranlagen betrieben werden (Kleineinleitergebühr mit 
Klärschlammabfuhr -normal-) 1,72 EUR/cbm 

   
e) für Grundstücke mit abflusslosen Gruben gemäß § 8 Absatz 1 Buchstabe c) 

(Gebühr für die Abfuhr abflussloser Gruben) 0,94 EUR/cbm 
  

und je Abfuhr (Entleerung) 90,00 EUR.“ 

Ö  6Ö  6



 - 2 - 

  

 
 

 
 

3. § 10 wird wie folgt geändert:  
 
In Absatz 6 wird die Angabe „1,10 €“durch die Angabe „1,03 €“ ersetzt. 
 

 
 
4. § 20 a Absatz 1 erhält folgende Fassung:  
 
„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig seinen Mitwirkungspflichten nach § 10 Absatz 5 
dieser Satzung über  
 

1.) den  erstmaligen Anschluss einer bebauten oder befestigten Flächen an die öffentliche Abwasser-
anlage  

 
oder 
 

2.) die Erhöhung der angeschlossenen bebauten oder befestigten Fläche  
 
nicht nachkommt.“ 
 

Artikel 2 

 
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, die durch diesen Nachtrag geänderte Satzung in ihrem Wort-
laut ortsüblich bekannt zu machen. 
 
 
 

Artikel 3 
 
 
Dieser 23. Nachtrag zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur Klär-
schlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 10.12.1999 tritt am 01.01.2022 in Kraft.  



Ö  7Ö  7
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Zwischenstand Projektgruppe Fahrrad des Ausschusses für Umwelt und Zukunftsfragen 

 

1 
 

Mitteilung für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Zukunftsfragen am 18.08.2021 

 

Erkenntnisse aus der Radtour mit dem ADFC am 29.04.2021 
 
Die filmische Zusammenfassung ist unter folgendem Link abrufbar: https://my-tiny.de/5JhJ5 

Othestraße zwischen 
Kölner Str. und 1. Kreisel 

Kurz vor der Brücke über die Dörspe hört der Radweg entlang der 
Straße einfach auf. Besser wäre eine Weiterführung/Tolerierung 
über die Brücke, denn wenige Meter dahinter zweigt der 
Radalleenweg ab. 

Zuwegung Radalleenweg 
 - REWE 

Aktuell bestehen zwei (spontane?) Schotterzufahrten vom  
Radalleenweg auf das REWE-Gelände. Besser wäre hier eine 
fahrradgerechte Zufahrt vom Radweg auf das Marktgelände. 

Rad-/Gehweg entlang 
der Kölner Straße 

Die farbliche Gestaltung (rotes bzw. graues Betonpflaster) ist  
verblasst, so dass nicht mehr zu erkennen ist, wo oder dass hier 
eine Radfahrspur besteht. 

Rad-/Gehweg entlang 
der Kölner Straße 

Komplett abgesenkte Bürgersteige bei Einfahrten verleiten die  
Autofahrer dazu, schnell über den Rad-/Gehweg zu huschen. 
Besser sind hier abgesenkte Bordsteinkanten ohne Absenkung des 
Rad-/Gehweges, bei denen die Autofahrer ein kleines Hindernis 
überwinden müssen. Außerdem bleibt dabei der Rad-/Gehweg 
eben und niemand muss sich über die Wellen bei jeder Einfahrt 
quälen. 

Rad-/Gehweg entlang 
der Kölner Straße 

Hindernisse wie Betonkübel vor Geschäften (Imbiss "Selammmh")  
gehören nicht auf den Radweg, da sie bei Dunkelheit eine 
Gefahrenquelle darstellen. 

Rad-/Gehweg entlang 
der Kölner Straße 

Baustellen bzw. die damit verbundenen veränderten  
Verkehrsführungen nehmen keine Rücksicht auf Radwege. Am 
Bauzaun an der neuen Mitte hört der Radweg einfach auf. 

Hauptstraße Die Hauptstraße im Bereich zwischen Kölner Straße - Am freien 
Stuhl/In der Leie bietet sich als direkte, attraktive und weniger 
steile Radfahrerzufahrt zur Altstadt an. Dazu muss diese 
Einbahnstraße für Radfahrer freigegeben werden. Auch die 
wenigen anderen Einbahnstraßen sind in dieser Hinsicht zu 
überprüfen. 

Hinweisschilder um auf die Altstadt und den Radalleenweg aufmerksam zu machen 

Karlstraße 
und weitere den Rad- 
alleenweg kreuzende 
Straßen/Feldwege 

An der Kreuzung zum Radalleenweg (Nähe Lista) haben Autofahrer  
Vorfahrt. Radfahrer werden hier durch Poller und Längsrillen 
ausgebremst. Besser wäre hier eine Vorfahrt für Radfahrer, zumal 
in der Karlstraße (normalerweise) wahrscheinlich weniger Autos 
unterwegs sind als auf dem Radweg.  
Diese Stelle ist exemplarisch für alle Kreuzungen mit dem 
Radalleenweg - egal ob wenig stark befahrene Straßen oder 
Feldwege kreuzen. 
Generell stellt sich die Frage, ob Autofahrer durch Poller davon  
abgehalten werden müssen, auf Radwege einzubiegen, oder ob es 
nicht sinnvoller ist, die Radfahrer durch Hindernisse für Autos vor 
diesen zu schützen. 

Ö  8.1Ö  8.1

https://my-tiny.de/5JhJ5
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Kölner Straße - Freibad Hier steht ein Poller in der Absenkung der Überquerungshilfe auf  
dem Bürgersteig. 

Immickestraße Hier existiert ein Weg hin zum Radalleenweg. Leider ist er nicht  
ausgeschildert. Stattdessen steht an der Immickestraße 
(Einmündung Kölner Straße, gegenüber ehemals Haude) ein 
Sackgassenschild. Besser wäre hier ein sinngemäßer Hinweis 
"Radfahrer dürfen durch und gelangen so zum Radalleenweg". 

Wiedeneststraße Die Gestaltung der Einmündung auf die Kölner Straße ist sehr gut  
gelungen. Der Radweg ist hier rot eingefärbt und vom weitem als 
solcher zu erkennen. 

Wiedeneststraße Hier besteht ein Fahrradschutzstreifen, der jedoch am Tag der  
Besichtigung an einigen Stellen zugeparkt war. 

Wiedeneststraße Der Fahrradschutzstreifen endet an der Kurve zum Breiten Weg. 
Anmerkung: Dort fängt die Tempo-30-Zone an, in der 
Fahrradschutzstreifen nicht zulässig sind. 

Am Stadtwald Hier sind die Fahrbahnschwellen durchgängig über die gesamte  
Fahrbahnbreite. Radfahrer haben es an diesen Stellen schwer. 
Besser sind Aufpflasterungen wie in der Kampstraße, die selbst 
Fahrräder mit Anhänger bequem passieren lassen. 

 

 

Anregungen aus dem Treffen der Projektgruppe Fahrrad am 25.06.2021 

Anregungen unter dem Aspekt Verkehrssicherheit 

Poller/Umlaufsperren Überprüfung: 
Sind sie an dieser Stelle überhaupt sinnvoll? 
Gefährden sie die Sicherheit von Radfahrern? 
Sind sie mit Lastenrädern, dreirädrigen Liegefahrrädern und 
Fahrrädern mit Anhänger überhaupt passierbar? 

gegebenenfalls Entfernung 

Entschärfung der Gefahr, die durch Poller/Umlaufsperren 
ausgehen kann: 
Beleuchtung 
Kennzeichnung mit Reflektorstreifen 
biegsame/gepolsterte Poller 

Wenn schon Poller, dann mit einer ergänzenden Markierung auf 
dem Radweg (siehe ADFC-Positionspapier Abb. 1) 

Alternative zu 
Pollern: 

statt Poller besser bauliche Verengung durch seitliche Leitbaken 
(siehe ADFC-Positionspapier Abb. 5) 

Verkehrsregeln Bekanntmachung der aktuellen Regeln (StVO-Novelle 2020), 
evtl. über Aktionen BiB und Homepage 
Überprüfung der Regeleinhaltung 
E-Bike-Streifen auf Radwegen (Ordnungsamt) 
Schilder/Aufkleber auf kommunale Fahrzeugen: Mindestabstand 
(zum Radfahrer) 1,5 m 
an engen Stellen: Überholverbot von Radfahrern/einspurigen 
Fahrzeugen 
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Beschilderung Hinweis auf Radwegen, dass eine Gefahrenstelle naht, durch 
Schilder oder Piktogramme (siehe ADFC-Positionspapier Abb. 12) 

generell bessere Beschilderung 

größere Schilder 

Warnschilder: lesbar und richtig angebracht 

Fahrradschutzstreifen mehr Fahrradschutzstreifen 

Protected Bike Lanes (Schutzstreifen mit durchgezogener Linie) 

weißer Randstreifen auf dem ganzen Radalleenweg (wie im Bereich 
zwischen Othestraße und REWE-Markt), um auch bei Dunkelheit 
die seitliche Begrenzung sichtbar zu machen 

Piktogramme auf dem Radalleenweg (Fußgänger/Radfahrer) als 
Hinweis, dass es sich um einen kombinierten Fuß-Radweg handelt. 
Die Fußgänger sollen auf der einen, die Radfahrer auf der anderen 
Seite gehen/fahren. 

Schulwegsicherung Aktionen "Sicher mit dem Rad zur Schule" (in Kooperation mit den 
Schulen) 

Fahrrad-TÜV an den Schulen 

Radverkehrsschulung auch an weiterführenden Schulen 

Überprüfung des Verkehrserziehungsplatzes an der Sonnenschule 

Schilder "Mindestabstand 1,5 m" 

Überprüfung gefährlicher Stellen 

Fahrradtag in Bergneustadt / Kidical mass (siehe: https://kidicalmasskoeln.org/ ) 

Weltkindertag mit Fahrradaktionen 

 

 

Anregungen unter dem Aspekt Fahrradfahren im Alltag 

Ausbau von Radweg- 
verbindungen 

Zentrum - Othetal/Belmicke 
Zentrum - Baldenberg 
Zentrum - Hackenberg 

Winterdienst auf Radwegen 

Radalleenweg: Vorrang für Radfahrer bei kleinen querenden Straßen 

Wegeringhauser Tunnel auch im Winter öffnen 

alternativ rechtzeitig darauf aufmerksam machen 

Poller: entfernen 
durch radfahrfreundliche Gestaltung ersetzen 
Poller mit Markierung auf dem Radweg, um sie sichtbar zu machen 
Näheres siehe "Sicherheit". 

Radwege: möglichst geteerte oder mit Betonsteinen gepflasterte Radwege 

kein Schotter auf abschüssigen oder ansteigenden Strecken 

Radwege optisch so kennzeichnen, dass Einfahrten (Supermärkte, 
Tankstellen…) gefahrlos passiert werden können 

keine (neuen) Berg-und-Tal-Rad-/Fußwege wie entlang der B55 

Einfahrten statt dessen mit 45°-Bordsteinen gestalten 

Radwegeverbindungen ausschildern, z. B. innerörtliche 
Hinweisschilder auf den nächsten Radweg 

Radwege zu den Schulen und Kitas 
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sichere Rad- und Fußwegverbindung Pernze - Abzweig Höh (siehe 
Antrag CDU zur Ratssitzung am 30.06.2021) 

Schaffung alternativer Radrouten entlang der Hauptverkehrs- 
straßen 

Überprüfung, ob Waldwirtschaftswege durchs Othetal für den 
Fahrradverkehr genutzt oder hergerichtet werden können 

Bestandsaufnahme unsinniger, widersprüchlicher oder überflüssiger Schilder 

Einbahnstraßen: für Radfahrer in Gegenrichtung freigeben 

Situation 
Räschen/Phönix: 

Bergab ist diese Stelle von Radfahrern gut zu passieren. 
Bergauf besteht aus Radfahrersicht eine Sicherheitslücke, wenn 
man sich an die Verkehrsregeln hält. 
Also: von Einmündung Glockenbergstraße bis Einmündung 
Quellen- 
weg den Fußweg für (bergauf fahrende) Radfahrer freigeben 

Bremsschwellen: Bremsschwellen wie z. B. am Breiten Weg (nicht über die gesamte 
Fahrbahnbreite) anbringen 
Verkehrshindernisse aus Radfahrersicht wie z. B. Am Stadtwald 
(Schwellen über die gesamte Fahrbahnbreite) beseitigen bzw. 
entschärfen 

Fahrradstellplätze: Schaffung von Fahrradstellplätzen 

Schaffung von Fahrradabstellanlagen 

sichere Fahrradstellplätze an Schulen und Kitas 

Rathausvorplatz (Anfahren der Fahrradstellplätze) für Fahrräder 
freigeben 

Fahrradstellplätze vor dem Krawinkelsaal 

ÖPNV: Schaffung von Fahrradmitnahmemöglichkeiten auch in Bussen 

Fahrradklima-Test Hinweis auf den alle 2 Jahre stattfindenden Fahrradklima-Test des 
ADFC 

 

 

Anregungen unter den Aspekten Freizeit und Besonderheiten von E-Bikes 

Infrastruktur: Ausbau von Radwegen/Radfahrzonen 

Ausbau von Rastplätzen 

Bau von öffentlichen WCs und Wickelgelegenheiten 

Sicherheit: Überprüfung, ob das Mobilfunknetz entlang der Radwege 
lückenlos ist (Notruf) 

Beleuchtung mit Bewegungsmeldern an besonderen (gefährlichen) 
Punkten entlang der Radwege 

Installation von Tempobegrenzern (Smiley/Frowny) an 
gefährlichen Stellen auch für Radfahrer, an Querungspunkten auch 
für Autos 

Ortseingangsschilder zur besseren Orientierung 

Komfort: Schaffung von sicheren Abstellmöglichkeiten 

Hinweisschilder aufstellen für z. B. Gastronomie, Altstadt und 
andere Sehenswürdigkeiten, Wartungs- und Ladestationen 

Hinweis (Tafel, App) auf Ladestationen (sobald sie da sind) 

Aufstellen von Schlauchautomaten und Wartungsstationen 
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Vor-Ort-Information: Wohin bei Notfällen? 

aus dem Ratsantrag von 
CDU/Grünen zum 
09.12.2020 

Verzeichnis der Ausleih-Möglichkeiten von E-Bikes 

Erstellung eines Radtourenkonzepts (Anbindung an Fernradwege 
und Rundtouren…) 

Erstellung eines Sportkonzepts (Mountainbike-Strecken, 
Vereinbarkeit Wanderer/Mountainbiker) 

Informationen über geeignetes Material (Flyer, Karten, Apps) 
zugänglich machen 

Angebote korrespondierender Dienstleistungen (z. B. geführte 
Touren) erstellen bzw. vermarkten 

Anbindung an den Bergischen Fahrradbus 

aus dem Ratsantrag der 
UWG zum 09.12.2020 

Erstellung eines Konzepts für das Aufstellen (weiterer) Lade- 
stationen für E-Bikes und E-Roller, idealerweise am Radweg, in der 
Nähe des Rathauses, in einzelnen Stadtvierteln 
Idealerweise werden diese Stationen von Solar- und Windenergie 
gespeist und das Aufladen ist für die Nutzer kostenlos. 

 


	Sitzungsdokumente
	Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Antrag der FDP-Fraktion betr. Prüfung weiterer Stromtankstellen für E-Autos vom 11.04.2021, hier: Vorstellung Ladeinfrastrukturkonzept durch Herrn Fabian Mauksch, AggerEnergie
	210412 Antrag FDP_Stromtankstellen  0080/2021
	Auszug Niederschrift Ratssitzung vom 21.04.2021  
	Auszug Niederschrift UZA vom 02.06.2021  

	TOP Ö  4 Photovoltaik-Anlagen auf städtischen Gebäuden, hier: Vorstellung des Themas "Solaranlagen" durch Herrn Peter Woggon, AggerEnergie
	00027592  
	Auszug aus Niederschrift UZA vm 17.03.2021  

	TOP Ö  6 Abwasserbeseitigung
	Vorlage  0146/2021
	23_N_Berechnung_2022  0146/2021
	23_N_Satzung_E_01012022  0146/2021

	TOP Ö  7 Antrag der CDU-Fraktion betr. Fuß- und Radweg entlang der L 173 von Pernze bis zum Wanderparkplatz Höh vom 09.06.2021
	210621 Antrag CDU RadwegPernze_Höh  0125/2021
	Auszug Niederschrift Rat vom 30.06.2021  

	TOP Ö  8.1 Bericht Projektgruppe Fahrrad - Sitzung vom 25.06.2021
	210818_Mitteilung_Sachstand-Projektgruppe-Fahrrad  



